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2. Gesetz: Unfallfürsorgegesetz 1967; &iderung. 
8. Gesetz: Wasserversorgungsgesetz 1960; Pi.nderung. 

9. 
Gesetz vom 30. November 1973, mit dem 
das Unfallfürsorgegesetz 1967 geändert wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Unfallfürsorgegesetz 1967, LGBl. für Wien 
Nr. 8/1969, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Z. 10 lit. d hat zu lauten: 

„d) auf einem Weg vom Ort der Dienstver­
richtung zu einer vor dem Verlassen dieses 
Ortes dort bekanntgegebenen ärztlichen 
Untersuchungsstelle (freiberuflich tätiger 
Arzt, Ambulatorium, Krankenanstalt) oder 
Betriebsstätte eines Dentisten zum Zwecke 
der Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe oder 
Zahnbehandlung und anschließend auf 
dem Weg zurück zum Ort der Dienst­
verrichtung oder zum ständigen Aufent­
haltsort (zur Unterkunft); hiebei ist es 
unerheblich, wann die ärztliche Hilfe oder 
die Zahnbehandlung erforderlich geworden 
ist;". 

2. § 2 Z. 10 lit. e hat zu lauten: 

„e) auf einem Weg vom Ort der Dienstver­
richtung oder vom ständigen Aufenthalts­
ort (von der Unterkunft) zu einer ärzt­
lichen Untersuchungsstelle, wenn sich der 
Beamte der Untersuchung auf Grund einer 
gesetzlichen Vorschrift, einer Anordnung 
der Krankenfürsorgeanstalt der Bedien­
steten der Stadt Wien, der Betriebs­
krankenkasse der Wiener Verkehrsbetriebe 
oder einer dienstlichen Anordnung unter­
zieht, und anschließend auf dem Weg zu­
rück zum Ort der Dienstverrichtung oder 
zum ständigen Aufenthaltsort (zur Unter­
kunft);". 

einer mit dem Dienstverhältnis zusammen­
hängenden Inanspruchnahme einer gesetz­
lichen Vertretung des Personals oder bei 
der Teilnahme an einer von einer gesetz­
lichen Vertretung des Personals ein­
berufenen Versammlung; lit. b und c sind 
sinngemäß anzuwenden;". 

5. In der Z. 11 des § 2 ist an Stelle des Aus­
druckes „Anlage 1 des Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetzes, BGBI. Nr. 189/1955, in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 17/ 
1969" der Ausdruck „Anlage 1 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes, BGBI. Nr. 189/1955, 
in der Fassung der Bundesgesetze BGBI. Nr. 17/ 
1969 und 31/1973" zu setzen. 

6. Der Abs. 2 des § 4 hat zu lauten: 

„(2) Die Unfallheilbehandlung hat mit allen 
geeigneten Mitteln die durch den Dienstunfall 
oder die Berufskrankheit hervorgerufene 
Gesundheitsstörung oder Körperbeschädigung 
sowie die durch den Dienstunfall oder die 
Berufskrankheit verursachte Minderung der 
Erwerbsfähigkeit bzw. der Fähigkeit zur Besor­
gung der lebenswichtigen persönlichen Angelegen­
heiten zu beseitigen oder zumindest zu bessern 
und eine Verschlimmerung der Folgen der Ver­
letzung oder Erkrankung zu verhüten." 

7. Der Abs. 4 des § 4 hat zu lauten: 

„( 4) Die Unfallheilbehandlung wird so lange 
und so oft gewährt, als eine Besserung der 
Folgen des Dienstunfalles bzw. der Berufskrank­
heit oder eine Steigerung der Erwerbsfähigkeit 
bzw. der Fähigkeit zur Besorgung der lebens­
wichtigen persönlichen Angelegenheiten zu er­
warten ist oder Heilmaßnahmen erforderlich 
sind, um eine Verschlimmerung zu verhüten." 

3. Die bisherigen lit. e bis j des § 2 z. 10 8. Im Abs. 2 des § 7 haben die Z. 2 bis 5 zu 
erhalten die Bezeichnung lit. f bis k. lauten: 

4. § 2 Z. 10 lit. h (neu) hat zu lauten: 

„h) bei der Betätigung als Mitglied einer 
gesetzlichen Vertretung des Personals, bei 

„2. Dienstunfall oder Berufskrankheit nach 
dem Beamten-Kranken- und Unfallversicherungs­
gesetz, BGB!. Nr. 200/1967, oder nach Landes­
gesetzen über Unfallfürsorge, 
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